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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz- 
leramtes vom 3L Januar 1985 — 14 — 680 70 — E — Fo 76/85. 

Diese Vorlage ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. Dezember 1984 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsvorlage ist vorgesehen. 


Ein Zeitpunkt der Beschlußfassung ist noch nicht abzusehen. 

Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 13. März 1985 angefordert, siehe auch Drucksache 10/2849 Nr. 14. 
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COMMISSION 

DES 

COMMUNAUTES EUROPEENNES 

E. DAVIGNON 
Vice-President 


Herrn Peter BARRY 
Präsident des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 
Rue de la Loi, 170 
1048 BRUXELLES 


Herr Präsident, 

der Änderungsvorschlag der Kommission zum Kapitel VI des 
Euratom-Vertrags vom 9. Dezember 1982 x ) hat Anlaß zu Aus- 
sprachen gegeben, insbesondere zu: 

— einer Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses; 

— einer vorläufigen Entschließung des Europäischen Parla- 
ments; 

— Anhörungen der betreffenden Industriekreise, insbeson- 
dere des Beirats der Euratom-Versorgungsagentur; 

— einer Prüfung durch die Ratsinstanzen, unter anderem auf 
fünf Tagungen des Ausschusses der Ständigen Vertreter; 

— bilateralen Konsultationen zwischen der Kommission und 
Vertretern von Mitgliedstaaten. 

Diese Aussprachen waren umfassend und haben deutlich ge- 
macht, wie schwierig dieses Unterfangen ist. Angesichts der 
Vielschichtigkeit der anstehenden Probleme ist das nicht 
überraschend. 

Die Kommission hat sämtliche Bemerkungen, Einwendungen 
und Anregungen, zu denen ihr Vorschlag vom Dezember 1982 
in diesen Diskussionen Anlaß gegeben hat, sorgfältig geprüft. 
Immer wenn ihnen Rechnung getragen werden konnte, ohne 
das Ziel der Änderung in Frage zu stellen, hat die Kommission 
dies getan, wie sie im Brief vom 9. Dezember 1982 anläßlich 
der Übersendung des Änderungsvorschlages zugesagt hatte 
und nach einem anderen Weg zur Erreichung dieses Ziels 
gesucht. 

Nach Abschluß dieser Arbeiten schlägt sie Klarstellungen und 
mehrere Änderungen zu ihrem ursprünglichen Vorschlag vor; 
sie betreffen den Anwendungsbereich des neuen Systems, die 


h Dok. 11753/82 (ATO 97). 
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Einheit des Marktes, die Ausfuhren, die Kontrolle der Anwen- 
dung des neuen Kapitels VI und die Rolle der Versorgungs- 
agentur. 

In diesem Zusammenhang möchte die Kommission gewisse 
allgemeine Feststellungen treffen. Darüber hinaus wird sie in 
dem dafür geeigneten Rahmen auf einige politische Bedenken 
eingehen, die vom Europäischen Parlament zu diesem Ände- 
rungsvorschlag vorgebracht worden sind. 

Betreffend den Anwendungsbereich bleibt die Kommission 
bei ihrem ursprünglichen Vorschlag. Sie bestätigt, daß der 
Anwendungsbereich des neuen Kapitels VI auf die Versor- 
gung zu zivilen und nicht explosiven Verwendungszwecken 
begrenzt wird. Diese Begrenzung entspricht nicht nur dem der 
Gemeinschaft vom Vertrag überantworteten Auftrag, sondern 
auch der seit 1958 geübten Praxis. Sie erkennt an, daß jede 
Versorgung zu (explosiven oder nicht explosiven) militä- 
rischen und zu explosiven zivilen Verwendungszwecken in 
den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten fällt. Die oben 
erwähnte Begrenzung sollte jede Zweideutigkeit hinsichtlich 
der ausschließlichen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten bezüg- 
lich anderer als friedliche und nicht explosive Verwendungs- 
zwecke ausräumen. Daraus ergibt sich, daß unser Vorschlag 
in keiner Weise die Verpflichtungen berührt, die die Mitglied- 
staaten zur Nichtverbreitung eingegangen sind. 

Der Vorschlag der Kommission stellt klar, daß alle für die 
zivile Verwendung bestimmten Stoffe, selbst wenn sie nicht 
einer diesbezüglichen Verwendungsverpflichtung unterliegen, 
unter die neue Regelung fallen. 

Um die militärische Geheimhaltung zu gewährleisten und die 
Elastizität bei der Bewirtschaftung des Brennstoffkreislaufes 
zu wahren, der in den beiden Mitgliedstaaten, die ein militä- 
risches Nuklearpotential entwickelt haben, einen Beitrag zu 
den Verteidigungsprogrammen leisten können muß, wird es 
allerdings dort notwendig sein, wo sich noch ein Problem 
ergeben könnte, konkrete Bestimmungen festzulegen, mit de- 
ren Hilfe die in den beiden Mitgliedstaaten vom neuen Kapi- 
tel VI betroffenen spaltbaren Stoffe leicht erfaßt werden kön- 
nen. Zu gegebener Zeit wird die Kommission diese Bestim- 
mungen den übrigen Mitgliedstaaten in geeigneter Weise zur 
Kenntnis bringen, um einen Konsens hierüber zu erreichen. 
In diesem Zusammenhang bekräftigt die Kommission, daß die 
neue Regelung, obwohl diese die Unterschiedlichkeit im Sta- 
tut der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Kernbewaffnung ge- 
bührend berücksichtigt, den heutigen Zustand der mangeln- 
den Einheitlichkeit wie der Diskriminierung, in dem ein wach- 
sender Anteil (unterschiedlich von Mitgliedstaat zu Mitglied- 
staat) von zivilen Versorgungsverträgen den Regeln des ge- 
meinschaftlichen Versorgungssystems entzogen wird, been- 
den müßte. 

Was die Einheit des Marktes und die Ausfuhren betrifft, so hat 
die Beratung des Revisionsvorschlags der Kommission vom 
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Dezember 1982, der unter anderem auf dem Grundsatz der 
Einheit des Marktes und dem Gedanken einer gemeinschaftli- 
chen Mindestdisziplin im Bereich der Ausfuhr beruhte, ge- 
zeigt, daß diese Arbeiten erleichtert würden, wenn die zehn 
Mitgliedstaaten (und nicht nur sechs von ihnen) die Richtli- 
nien von London anerkennen. In den letzten Monaten nun 
haben die vier übrigen Mitgliedstaaten die Entscheidung in 
Aussicht gestellt, den Richtlinien von London*) beizu treten. 
Damit war die Gesamtheit der Mitgliedstaaten in der Lage, 
einen gemeinsamen Standpunkt über die Konsequenzen einer 
Annahme der Richtlinien von London durch die zehn Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft auszuarbeiten. Dieser gemein- 
same Standpunkt legt eindeutig die Bedingungen fest, die für 
den zwischenstaatlichen Transfer von Kernmaterial erfüllt 
sein müssen, um der Politik der Nichtverbreitung eines jeden 
der zehn Mitgliedstaaten zu genügen. 

Damit ist eine neue Sachlage entstanden, die in der Tat geeig- 
net ist, die Revision des Kapitels VI zu erleichtern. Zum ersten 
wird durch die Tatsache, daß der Standpunkt der Mitglied- 
staaten gegenüber den Richtlinien von London und zur Art 
und Weise ihrer Anwendung in einem zwischenstaatlichen 
Rahmen festgelegt wurde, jeder Zweifel daran ausgeräumt, 
daß in der Frage der Nichtverbreitung ausschließlich die Mit- 
gliedstaaten zuständig sind. Zum anderen bildet diese Anglei- 
chung der Haltung der Mitgliedstaaten die unabdingbare poli- 
tische Basis, die es erlaubt, die Sachzwänge ihrer Nichtver- 
breitungspolitik mit den Erfordernissen einer regelmäßigen 
und gerechten Versorgung der Gemeinschaft in Einklang zu 
bringen. 

Die gemeinsame Haltung der Mitgliedstaaten, zu der die 
Kommission im Hinblick auf die Auswirkungen auf das Funk- 
tionieren der gemeinschaftlichen Versorgung gehört wurde, 
nimmt ausdrücklich Bezug auf die Römischen Verträge. Zur 
Bestätigung des Prinzips der Einheit des Marktes sollte den in 
der gemeinsamen Haltung vorgesehenen Transferbedingun- 
gen auf Gemeinschaftsebene Rechtskraft verliehen werden. 

Hierzu wird die Kommission zu gegebener Zeit vorschlagen, 
daß der Rat einstimmig zwei Verordnungen erläßt, die diejeni- 
gen Bedingungen des innergemeinschaftlichen Transfers und 
der Ausfuhr übernehmen würden, die nicht bereits aufgrund 
anderer wirksamer Rechtsakte gegenüber Personen und Un- 
ternehmen der Gemeinschaft auf Gemeinschaftsebene 
Rechtskraft haben. 

Es wird hier dann eine Analogie zu der Situation im Bereich 
der Sicherheitsüberwachung bestehen, wo drei Verifikations- 
abkommen zwischen der Gemeinschaft, ihren Mitgliedstaaten 


*) Die Richtlinien von London sind ein Verhaltenskodefc, wonach einige Län- 
der ihre Ausfuhren an Kernmatörial, Ausrüstungen und Technologie an 
kernwaffenlose Staaten Bedingungen unterwerfen, die auf die Gewährlei- 
stung der Nichtverbreitung abzielen (Verbot von Kernsprengkörpern; Ob- 
jektschutz; Anwendung der Sicherungsmaßnahmen der IAEO; Beschrän- 
kungen bei der Weitergabe von sensitivem Material usw.). 
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und der IAEO geschlossen worden sind. Diese Abkommen 
beteiligen die Gemeinschaft an der Durchführung und an der 
Überwachung der Einhaltung von Verpflichtungen, die die 
Mitgliedstaaten in ihren Souveränitätsbereich in Überein- 
stimmung mit ihrer Nichtverbreitungspolitik eingegangen 
sind. Der Abschluß dieser dreiseitigen Verifikationsabkom- 
men, bei denen Euratom Vertragspartei ist, und die Anpas- 
sung der einschlägigen Gemeinschaftsregelungen haben es 
ermöglicht, auf einem besonders problematischen Gebiet und 
unter Wahrung der Bestimmungen des Vertrages die Einhal- 
tung von Verpflichtungen rechtlich zu garantieren, die sich 
aus den getroffenen Entscheidungen hinsichtlich der Nicht- 
verbreitung herleiten, die ihrerseits wiederum in den Zustän- 
digkeitsbereich der Mitgliedstaaten fällt. 

Bezüglich der Überwachung der Anwendung des neuen Kapi- 
tels VI ist die Kommission der Auffassung, daß die Entschei- 
dung zwischen einem System der vollständigen Mitteilung 
und einer Meldung der Verträge von der Frage abhängt, über 
welche Informationen die Kommission beziehungsweise die 
Agentur verfügen muß, um die Einhaltung des Gemeinschafts- 
rechts zu gewährleisten und um ihrer wirtschaftlichen Ver- 
pflichtung gerecht zu werden. Aus dieser Überlegung und un- 
ter Berücksichtigung der Gespräche mit den betroffenen Stel- 
len und Kreisen schlägt die Kommission heute ein erleichter- 
tes Verfahren vor, das lediglich die Meldung der Existenz von 
Verträgen vorsieht, ergänzt durch einige wichtige Informatio- 
nen, die es der Agentur erlauben, ihren wirtschaftlichen Ver- 
pflichtungen nachzukommen. 

Abschließend, falls man, wie die Kommission in der vorliegen- 
den Mitteilung über eine abgeänderte Revision vorschlägt, ein 
System der Meldung der Verträge akzeptiert, besteht kein 
Hindernis mehr dafür, daß die Agentur auf Antrag von Wirt- 
schaftssubjekten, die dies wünschen, bei der Aushandlung 
und beim Abschluß von Lieferverträgen Hilfestellung ge- 
währt. Die Kommission hat die Rolle der Agentur in diesem 
Punkt gegenüber dem Vorschlag vom Dezember 1982 erwei- 
tert. 

Dies sind die wichtigsten Abänderungen der Kommission zum 
Revisionsvorschlag vom 9. Dezember 1982. Auch wenn sie das 
verfolgte Ziel verstärken, sind sie nichtsdestoweniger grund- 
sätzlicher Art. Gleichzeitig spiegeln sie die Gesprächsbereit- 
schaft wider, von der sich die Kommission im Verlauf von 22 
Monaten bei ihren Arbeiten und nützlichen Konsultationen 
hat anregen lassen. 

Die besten Debatten dürfen sich jedoch nicht ungerechtfertigt 
in die Länge ziehen. Der Augenblick ist gekommen, die End- 
phase dieser Arbeiten einzuleiten. Dies müßte mit dem allsei- 
tigen Willen geschehen, zu einer Anpassung beizutragen, die 
der Gemeinschaft erlaubt, ihre Fähigkeit zur Erneuerung in 
Übereinstimmung mit ihren grundsätzlichen Zielen zu bewei- 
sen. In diesem Fall geht es darum, in einem Energiesektor der 
Spitzentechnologie von lebenswichtiger Bedeutung für die Ge- 
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meinschaft der ausdrücklichen Aufforderung der Verfasser 
der Römischen Verträge nachzukommen, die eine derartige 
Revision vorgesehen hatten. Die Kommission zweifelt nicht 
daran, daß die unternommenen Anstrengungen zum Erfolg 
führen werden, womit der Unsicherheit ein Ende gesetzt wür- 
de, die bei der Anwendung eines Kapitels der Römischen Ver- 
träge herrscht und die zu Rechtsverletzungen führt, die in 
einer auf dem Recht beruhenden Europäischen Gemeinschaft 
nicht hingenommen werden können. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

E. DAVIGNON 

Anlage: Dok. KOM (84) 606 endg. 
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Änderung des Vorschlags für einen Beschluß des Rates zur Festlegung neuer Bestimmungen zu 
Kapitel VI „Versorgung“ des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, den die 
Kommission dem Rat im Dezember 1982 vorgelegt hat 1 ) 

(Mitteilung der Kommission an den Rat) 


I. Einleitung 

1. Wie die Kommission in ihrem an den Rat gerich- 
teten Übermittlungsschreiben für diese Mittei- 
lung darlegt, hat sie, gestützt auf die Arbeiten 
der verschiedenen zuständigen Instanzen über 
ihren Vorschlag zur Änderung von Kapitel VI 
des Euratom-Vertrags — Dok. 11753/82 — 
(ATO)97 — vom 9. Dezember 1982 die Grundla- 
gen erarbeiten können, die es ihres Erachtens 
mittels einer Änderung der Durchführungsbe- 
stimmungen für die ursprünglich vorgeschla- 
gene Regelung gestatten dürften, zu einem Kon- 
sens auf Ratsebene zu gelangen. Diese Ände- 
rung, die die der Gemeinschaft gemäß Artikel 2 
des Vertrags übertragene Aufgabe nicht beein- 
trächtigt und die wesentlichen Strukturen der 
ursprünglichen Regelung unberührt läßt, ent- 
spricht gleichwohl den Bedenken, die im Verlauf 
der genannten Erörterungen geäußert worden 
sind. 

2. Die Kommission ändert folglich gemäß Arti- 
kel 119 Abs. 2 des Vertrags ihren Vorschlag an 
den Rat vom Dezember 1982 entsprechend den 
in dieser Mitteilung dargelegten Leitlinien. 

Der Wortlaut der geänderten Bestimmungen ist 
als Anlage beigefügt. 


II. Anwendungsbereich 

3. Entsprechend dem zivilen Aufgabenbereich der 
Gemeinschaft gilt die neue Regelung nur für 
Stoffe, die, selbst vorübergehend, für zivile und 
nicht mit Explosivstoffen zusammenhängende 
Zwecke verwendet werden. Die diesbezügli- 
chen Aussprachen haben allerdings gezeigt, 
daß es notwendig ist, konkrete Bestimmungen 
festzulegen, so daß gegenüber den Stoffen mit 
noch unbestimmtem Verwendungszweck oder 
anderen Verwendungszwecken die Stoffe ge- 
nau bestimmt werden können, die, auch wenn 
sie nicht einer Verpflichtung zur friedlichen 
Verwendung unterliegen, für diese Zwecke ver- 
wendet werden. Diese konkreten Bestimmun- 
gen sollten es ermöglichen, die neue Versor- 
gungsregelung auf die „verwendungsfreien 
Stoffe“, die vorübergehend für zivile und nicht- 
explosive Zwecke verwendet werden, anzuwen- 
den und gleichzeitig mit der gewünschten Zu- 
verlässigkeit die flexible Steuerung des Brenn- 
stoffzyklus zu wahren, die zu den Verteidi- 
gungsprogrammen eines jeden Mitgliedstaates, 


l ) Dok. KOM (82) 732 endg. vom 3. Dezember 1982. 


in dem sich das Problem stellt, beitragen kön- 
nen muß. 

4. Die Kommission schlägt daher folgendes Ver- 
fahren vor: Sie wird ihre Konsultationen fort- 
setzen, um diese konkreten Bestimmungen 
festzulegen, die zum richtigen Zeitpunkt und in 
geeigneter Weise den anderen Mitgliedstaaten 
zur Kenntnis gebracht werden. Sie müßten vor 
Genehmigung des neuen Kapitels VI Gegen- 
stand eines Konsens der Mitgliedstaaten sein. 


III. Einheit des Marktes 

5. Das Prinzip der Einheit des Marktes, das so- 
wohl das Verbot jeglicher Einschränkung hin- 
sichtlich der innergemeinschaftlichen Übertra- 
gungen und der Einfuhren aus Drittländern 
(Artikel 53 Abs. 1) sowie die Möglichkeit bein- 
haltet, auf Gemeinschaftsebene besondere Vor- 
sichtsmaßnahmen für diese Übertragungen 
und Einfuhren vorzusehen (Artikel 53 Abs. 2), 
stellt ein Schlüsselelement des Kommissions- 
vorschlags dar. Darauf kann nicht verzichtet 
werden, ohne daß Kapitel VI jede echte Ge- 
meinschaftsbedeutung verliert und ohne daß 
sich die Gemeinschaft der notwendigen Instru- 
mente zur Erfüllung der ihr nach Artikel 2 
Buchstabe d des Vertrags übertragenen Auf- 
gabe entledigt. 

Allerdings haben die vorgeschlagenen Texte zu 
Mißverständnissen und Bedenken Anlaß gege- 
ben, die ohne Beeinträchtigung des eigentli- 
chen Prinzips der Einheit des Marktes ausge- 
räumt werden können. 

6. Erstens konnte der Wortlaut von Artikel 53 da- 
hin gehend interpretiert werden, daß er — was 
gewiß nicht die Absicht der Kommission war — 
die Bedingungen für die Verwendung und La- 
gerung der Kernstoffe, die nicht Gegenstand 
einer Übertragung zwischen den Mitgliedstaa- 
ten oder einer Einfuhr sind, regeln könnte. Dies 
könnte die interne Nuklearstrategie der Mit- 
gliedstaaten in Frage stellen. Daher ist es ange- 
zeigt, dieses Mißverständnis durch Änderung 
des Wortlauts von Artikel 53 und durch deutli- 
che Festlegung seiner Tragweite zu beseitigen. 

Nach Artikel 53 hat die Gemeinschaft nicht die 
Befugnis, sich in die industriellen Entscheidun- 
gen der Mitgliedstaaten einzumischen. Dieser 
Artikel verfolgt ausschließlich den Zweck, die 
Einheit des Marktes zu gewährleisten, wobei 
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die Funktionsmodalitäten dieses Marktes der 
besonderen Art bestimmter Kernmaterialien 
Rechnung tragen müssen. Allerdings ist her- 
vorzuheben, daß die Bedingungen für die Über- 
tragung der Kernmaterialien zwischen Mit- 
gliedstaaten und für die Einfuhr aus Drittlän- 
dern normalerweise in der Form von Bedingun- 
gen für die Verwendung oder Lagerung zum 
Ausdruck kommen. Beispielsweise genehmigt 
der Mitgliedstaat A eine Übertragung in einen 
Mitgliedstaat B unter der Bedingung, daß diese 
Materialien nicht ohne „prior consent“ des 
StaatesA aufbereitet oder gelagert werden. 
Derartige Verwendungs- und Lagerungsbedin- 
gungen sind offenbar Bedingungen für die 
Übertragung. So hängt die Übertragung von 
der Annahme der Verwendungs- oder Lage- 
rungsbedingungen durch den Empfänger ab. 
Abgesehen von der Anwendung des Absatzes 2 
des Artikels 53 sind diese Bedingungen unter- 
sagt, weil sie die Einheit des Marktes beein- 
trächtigen. 

7. Zweitens hat das Verfahren nach Artikel 53 
Abs. 2 (Verordnung der Kommission, zu der der 
Rat „angerufen“ werden kann) für die Festle- 
gung von Sonderbedingungen für die innerge- 
meinschaftlichen Übertragungen und die Ein- 
fuhren Besorgnisse ausgelöst. 

Zum einen wurde unterstrichen, daß die Festle- 
gung dieser Bedingungen, soweit sie sich aus 
der Politik der Nichtverbreitung ergeben, in 
den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten 
fällt. 

Zum anderen wurde allgemein festgestellt, daß 
das ursprünglich von der Kommission vorge- 
schlagene Verfahren den Rat in Anbetracht des 
heiklen Charakters der festzulegenden Bedin- 
gungen nicht in angemessener Weise beteiligen 
würde. 

8. Nach Ansicht der Kommission ist zwischen den 
„politischen“ Bedingungen (friedliche Verwen- 
dung, Überwachung der Sicherheit der IAEO, 
Objektschutz usw.) und den Bedingungen kom- 
merzieller oder industrieller Art zu unterschei- 
den 

9. Was die erstgenannten (die „politischen“) Be- 
dingungen angeht, so beziehen sie sich auf die 
einzelstaatliche Politik der Nichtverbreitung. 
Entsprechend ihrer Aufgabe, für die regelmä- 
ßige und gerechte Versorgung aller Benutzer 
Sorge zu tragen, muß die Gemeinschaft aber an 
ihrer Durchführung in dem erforderlichen 
Maße beteiligt werden, damit ihre Anwendung 
mit der gemeinschaftlichen Rechtsordnung im 
Bereich der Versorgung vereinbar ist. 

Es gilt nämlich sicherzustellen, daß die Mit- 
gliedstaaten ihrer doppelten Verpflichtung 
nachkommen: zum einen die Fortsetzung der 
von ihnen selbst beschlossenen Politik der 
Nichtverbreitung und zum anderen das Einhal- 


ten der im Rahmen der Verträge von Rom ein- 
gegangenen Verpflichtungen. 

Das von der Kommission vorgeschlagene Ver- 
fahren sieht demnach zwei Etappen vor: 

— zunächst werden die Mitgliedstaaten einen 
Konsens über die betreffenden Bedingun- 
gen erzielen; dieser Konsens würde die er- 
forderliche Konvergenz der Nichtverbrei- 
tungspolitik der Mitgliedstaaten schaffen, 
was die Weitergabe von Kernmaterial be- 
trifft. Er würde den Weg eröffnen zur Ein- 
führung eines gemeinschaftlichen Versor- 
gungssystems, das sowohl der einzelstaatli- 
chen Politik der Nichtverbreitung als auch 
den Grundprinzipien des Euratom-Vertrags 
entspricht; 

— sodann erläßt der Rat auf Vorschlag der 
Kommission einstimmig eine Verordnung, 
die dieser doppelten Zielsetzung Rechnung 
trägt. 

Dieses Verfahren würde auch bei einer inhaltli- 
chen Veränderung dieses Konsens angewendet 
werden. In diesem Fall würde der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission die Verordnung anpas- 
sen. 

Dieses Verfahren könnte Gegenstand eines 
Vermerks im Protokoll des Rates anläßlich der 
Genehmigung des neuen Kapitels VI sein, wäh- 
rend in dem neuen Artikel 53 Abs. 2 lediglich 
eine Verordnung vorgesehen wird, die vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission einstimmig er- 
lassen wird. 

10. Der Erlaß dieser Verordnung sollte gleichzeitig 
mit der Genehmigung des geänderten Kapi- 
tels VI erfolgen. Ein diesbezüglicher Vorschlag 
wird dem Rat zum geeigneten Zeitpunkt unter- 
breitet. 

11. Die zuzulassenden kommerziellen und indu- 
striellen Bedingungen würden trotz des grund- 
sätzlichen Verbots von Artikel 53 Abs. 1 und so- 
weit dies im Interesse aller Benutzer wäre und 
ihrer regelmäßigen und gerechten Versorgung 
nicht entgegenstünde, gegebenenfalls auch 
durch eine Verordnung des Rates festgelegt 
werden, der auf Vorschlag der Kommission 
einstimmig beschließt. Angesichts der Art die- 
ser Bedingungen wäre allerdings ein vorheri- 
ger politischer Konsens nicht zweckdienlich. 
Die Kommission würde selbstverständlich die 
betreffenden Industriekreise anhören, bevor 
sie dem Rat ihren Vorschlag unterbreitet. An- 
läßlich der Beratungen, die zwischen der Kom- 
mission und den Unternehmern stattgefunden 
hat, ist jedoch bisher keine diesbezügliche An- 
regung gemacht worden. Daher beabsichtigt 
die Kommission derzeit nicht, entsprechende 
Vorschläge vorzulegen. 

12. Drittens hat die Kommission über die Beden- 
ken nachgedacht, die im Zusammenhang der 
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Frage geäußert wurden, ob es das Verfahren 
nach Artikel 53 Abs. 2 insbesondere wegen der 
damit verbundenen Fristen und der Entschei- 
dungsmodalitäten gestatten würde, den aus au- 
ßergewöhnlichen und unvorhergesehenen Um- 
ständen resultierenden Nichtverbreitungserfor- 
dernissen nachzukommen. 

Die Kommission regt zu diesem Zweck an, in 
Artikel 53 Abs. 2 eine „Schutzklausel“ nach dem 
Vorbild der Artikel 223 bis 225 des EWG-Ver- 
trags aufzunehmen. 

Diese Bestimmung würde es den Mitgliedstaa- 
ten in einem solchen Fall gestatten, die für die 
Wahrung ihrer wesentlichen Sicherheitsinter- 
essen erforderlichen dringenden Maßnahmen 
zu ergreifen, um zu verhindern, daß in einem 
anderen Mitgliedstaat übertragene Stoffe zu 
anderen als zivilen und nicht mit Explosivstof- 
fen zusammenhängenden Zwecken verwendet 
werden. Die Klausel würde auch die in den vor- 
genannten Bestimmungen des EWG-Vertrags 
vorgesehenen Vorsichtsmaßnahmen überneh- 
men, und zwar: 

— unverzügliche Konsultationen mit der Kom- 
mission und den anderen Mitgliedstaaten; 

— Erfordernis, daß die betreffenden Maßnah- 
men zu den verfolgten Zielen im Verhältnis 
stehen und die Einheit des Marktes nicht 
ungerechtfertigt beeinträchtigen; 

— Möglichkeit, den Gerichtshof unmittelbar 
anzurufen, um jede mißbräuchliche Anwen- 
dung zu verhindern. Der Gerichtshof würde 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit entschei- 
den. 


IV. Ausfuhren 

13. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben auf dem Gebiet 
der Versorgung muß die Gemeinschaft die Aus- 
fuhren von Kernmaterialien überwachen. 

So ist es angezeigt, 

a) daß diese Ausfuhren die in den internatio- 
nalen Abkommen der Gemeinschaft einge- 
gangenen Verpflichtungen beachten; 


nen Kapitels VI vorgesehene Genehmigung der 
Kommission für die Ausfuhren beibehalten. 
Ausnahmen von diesem Prinzip können nicht 
vorgesehen werden, da jede Art von Ausfuhr 
den vorstehend genannten drei Zielen zuwider- 
laufen kann. 

14. Hingegen ist die Kommission gegenüber den 
bei den Beratungen über Artikel 57 vorgebrach- 
ten Argumenten aufgeschlossen, wonach vor- 
her ein Konsens darüber erzielt werden müßte, 
was unter allgemeinen Interessen der Gemein- 
schaft zu verstehen ist, damit die Ausübung der 
Gemeinschaftsbefugnisse auf dem Gebiet der 
Ausfuhr vorhersehbar wird. 

Sie ändert daher ihren Vorschlag, um einige 
Kriterien einzuführen, deren Einhaltung die 
Gewährung der Ausfuhrgenehmigung gewähr- 
leistet. Eine solche Lösung wäre insbesondere 
geeignet, die Befürchtungen der Unternehmer 
auszuräumen, da die bei einer Ausfuhr einzu- 
haltenden Bedingungen im voraus bekannt wä- 
ren. 


15. Diese Kriterien entsprechen den vorstehend in 
Ziffer 13 auf geführten drei Zielen. 

Was das Ziel a) anbelangt, so wird die Kommis- 
sion wie in der Vergangenheit weiter dafür 
Sorge tragen, daß die von der Gemeinschaft in 
einem internationalen Abkommen eingegange- 
nen Verpflichtungen bezüglich der Rücküber- 
tragungen eingehalten werden. In diesem Zu- 
sammenhang sei daran erinnert, daß i) derar- 
tige Verpflichtungen in allen mit den Drittlän- 
der-Lieferantenstaaten der Gemeinschaft so- 
wie in dem internationalen Übereinkommen 
über den Objektschutz von Kernmaterial ent- 
halten sind und ii) sie sich auch auf die Rück- 
übertragungen von Stoffen beziehen, die inner- 
halb der Gemeinschaft lediglich aufbereitet 
worden sind. 


Im Zusammenhang mit dem Ziel b) würde die 
Kommission beauftragt sein, bei einer Ausfuhr 
für die Einhaltung der Solidaritätsmaßnahmen 
Sorge zu tragen, falls der Rat in Anwendung 
von Abschnitt III des neuen Kapitels VI derar- 
tige Maßnahmen beschließen sollte. 

Es liegt auf der Hand, daß Ausfuhren gegen die 
Durchführung bestimmter Solidaritätsmaßnah- 
men, beispielsweise auf dem Gebiet der Lage- 
rung (siehe neuen Artikel 60), verstoßen könn- 
ten. 

Um im Zusammenhang mit dem Ziel c) die 
Wahrung der Verantwortung der Mitgliedstaa- 
ten auf dem Gebiet der Nichtverbreitungspoli- 
tik mit der Notwendigkeit einer gemeinsamen 
Minimaldisziplin auf dem Gebiet der Ausfuh- 
ren zu vereinbaren und um nachteilige Auswir- 
kungen für die Nuklearversorgung der Gemein- 
schaft zu vermeiden, schlägt die Kommission 
das gleiche Verfahren vor, wie es — siehe vor- 


b) daß sie die gegebenenfalls vom Rat be- 
schlossenen Solidaritätsmaßnahmen beach- 
ten; 

c) daß diese Ausfuhren, selbst wenn es sich 
nicht um Stoffe handelt, die einem interna- 
tionalen Abkommen der Gemeinschaft un- 
terliegen, den Bedingungen entsprechen, die 
alle Mitgliedstaaten gebilligt haben. Die Ge- 
nehmigung einer Ausfuhr ohne derartige 
Bedingungen könnte das Vertrauen der 
Drittländer-Lieferantenstaaten in die Ge- 
meinschaft untergraben. 

Daher wird die in Artikel 59 des derzeitigen 
Kapitels VI und in Artikel 57 des vorgeschlage- 
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stehende Ziffer 9 — für die „politischen“ Bedin- 
gungen empfohlen wurde, die sich auf die Über- 
tragung zwischen den Mitgliedstaaten und auf 
die Einfuhren beziehen, und wie es Artikel 53 
Abs. 2 entspricht: 

— Die Mitgliedstaaten erzielen einen Konsens 
über eine Reihe von Bedingungen für die 
Ausfuhren. Dabei würde es sich um eine ge- 
meinsame Schwelle handeln, die kein Mit- 
gliedstaat unterschreiten dürfte; 

— Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommis- 
sion einstimmig eine Verordnung, mit der er 
sowohl den Erfordernissen der Nichtver- 
breitung der betreffenden Staaten als auch 
der Notwendigkeit für die Gemeinschaft 
Rechnung trägt, für die regelmäßige und ge- 
rechte Versorgung aller Verbraucher Sorge 
zu tragen. 

16. Der Erlaß der vorstehend genannten Verord- 
nung sollte gleichzeitig mit der Genehmigung 
des geänderten Kapitels VI erfolgen. Ein dies- 
bezüglicher Vorschlag wird dem Rat zum geeig- 
neten Zeitpunkt unterbreitet. 

17. Somit bestünde eine Symmetrie in den Verfah- 
ren für die Übertragungen zwischen Mitglied- 
staaten und die Einfuhren in die Gemeinschaft 
einerseits und für die Ausfuhren andererseits. 
In der Sache hingegen würden sich die beiden 
Regelungen in einem wichtigen Punkt unter- 
scheiden. So würde jeder Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit behalten, für die ihn betreffenden 
Ausfuhren zusätzlich Bedingungen zu den zwi- 
schen den Mitgliedstaaten vereinbarten Bedin- 
gungen vorzuschreiben, ohne daß dadurch der 
erzielte Konsens in Frage gestellt würde. Dies 
wäre hingegen bei den Übertragungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und den Einfuhren 
in die Gemeinschaft nicht der Fall. 

18. Die Kommission ändert folglich in dem vorge- 
nannten Sinne Artikel 57 des geänderten Kapi- 
tels VI. 

Ferner hat sie den von mehreren Mitgliedstaa- 
ten geäußerten Wunsch zur Kenntnis genom- 
men, jede Gemeinschaftsüberwachung für die 
im Rahmen der Aufbereitungsverträge getätig- 
ten Ausfuhren, die alle Aufbereitungsvorgänge 
des Kreislaufes einbeziehen, aufzuheben. 

Die Kommission bekräftigt, daß eine solche Ra- 
dikallösung völlig unlogisch wäre, denn das 
wäre mit dem Verzicht auf eine Genehmigung 
für die heikelsten Ausfuhren (beispielsweise 
Plutonium oder auf über 20% angereichertes 
Uran) verbunden, was dadurch bestätigt wird, 
daß alle Mitgliedstaaten diese Vorgänge streng 
überwachen. 

Um diesen Bemerkungen Rechnung zu tragen 
und um den Drittstaaten die notwendigen Zusi- 
cherungen bezüglich ihrer in der Gemeinschaft 


aufbereiteten Stoffe zu geben, hat die Kommis- 
sion allerdings im Text ausdrücklich (siehe Ar- 
tikel 57 Abs. 2) geeignete spezifische Modalitä- 
ten vorgesehen, insbesondere, daß die Ausfuhr- 
genehmigung spätestens bei Abschluß des Auf- 
bereitungsvertrags erfolgt. 

V. Überwachung der Anwendung der neuen 
Regelung 

19. Die Überwachung der Anwendung der neuen 
Regelung sieht nach der ursprünglich von der 
Kommission vorgeschlagenen Methode folgen- 
des vor: 

a) die vollständige ex-post-Mitteilung der Ver- 
sorgungsverträge nach ihrem Abschluß; 

b) die Ungültigkeit der Verträge, die mit den 
neuen Bestimmungen unvereinbar sind; 

c) Nachprüfungen, die von der Kommission 
beschlossen werden, um die Einhaltung der 
unter a) aufgeführten Mitteilungspflicht si- 
cherzustellen; 

d) Zwangsmaßnahmen. 

20. Es ist bezweifelt worden, ob die vollständige ex- 
post-Mitteilung der Verträge mit der von der 
Kommission beabsichtigten Liberalisierung 
der Regelung für die Nuklearversorgung zu 
vereinbaren ist. 

Die Kommission erinnert ihrerseits daran, daß 
die neue Regelung gegenüber dem derzeitigen 
Monopol dadurch gekennzeichnet wird, daß die 
erste Verantwortung für die Versorgung nun- 
mehr vollständig den Wirtschaftssubjekten ob- 
liegt, die Verträge frei aushandeln und ab- 
schließen können, wobei die Gemeinschaftsbe- 
hörden nur bei Verstoß gegen das Gemein- 
schaftsrecht einschreiten. 

Im übrigen setzt der ganz besondere Charakter 
der Nuklearversorgung ihrer Liberalisierung 
Grenzen. Den Beweis dafür liefert auf nationa- 
ler Ebene die strenge Überwachung der Nukle- 
arversorgung durch die öffentlichen Instanzen. 

In dem Bemühen, das bestmögliche Gleichge- 
wicht zwischen diesen verschiedenen Elemen- 
ten herzustellen und gleichzeitig die Einhal- 
tung der Regelung und somit ihre Glaubwür- 
digkeit zu gewährleisten, schlägt die Kommis- 
sion dem Rat einen neuen Mechanismus für die 
Überwachung vor. 

21. Dieser Mechanismus sieht folgende Punkte 
vor: 

a) Die Wirtschafts Subjekte benachrichtigen 
die Agentur innerhalb einer Frist von 15 Ta- 
gen nach Abschluß des Versorgungsver- 
trags über dessen Existenz, wobei sie auch 
folgende Angaben machen: Ursprung der 
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Stoffe, Art der Stoffe und der Dienstleistun- 
gen, Mengen, Lieferfristen und Kündigungs- 
klauseln 2 ). 

Es handelt sich um eine Bestimmung, die 
sich an den bestehenden Artikel 75 anlehnt. 
Einmal wird sie dazu beitragen, die Einhal- 
tung des neuen Kapitels VI sicherzustellen 
(indem sie insbesondere gegebenenfalls die 
Durchführung der vorstehend unter d) auf- 
geführten Nachprüfungen erleichtert), und 
zum anderen wird sie der Agentur wichtige 
Informationen zur Verfügung stellen, mit 
deren Hilfe sie ihrer Verantwortung auf 
wirtschaftlichem Gebiet besser nachkom- 
men kann. 

Da sich die Art der von der Versorgungs- 
agentur zur Erfüllung ihrer Aufgabe benö- 
tigten Informationen entsprechend der 
Marktentwicklung verändern könnte, ist ein 
Verfahren vorzusehen, das es dem Rat ge- 
stattet, Absatz 3 von Artikel 72 einstimmig 
zu ändern. 

b) Jeder Vertrag muß eine Standardklausel 
enthalten, wonach keine seiner Bestimmun- 
gen dahin gehend ausgelegt werden kann, 
daß sie gegen die Einheit des Marktes, die 
Solidaritätsmaßnahmen sowie gegen die 
von der Gemeinschaft abgeschlossenen in- 
ternationalen Abkommen verstößt. 

c) Zum Zeitpunkt der Benachrichtigung si- 
chert das Wirtschaftssubjekt der Agentur 
zu, daß der Vertrag diese Klausel tatsäch- 
lich enthält 

d) Die Befugnis, Nachprüfungen zu beschlie- 
ßen, die der Kommission gemäß dem neuen 
Artikel 73 übertragen werden soll, wird bei- 
behalten. Die Nachprüfungen der Kommis- 
sion würden sich selbstverständlich nicht 
mehr auf die Einhaltung der (aufgehobe- 
nen) Verpflichtung zur Übermittlung der 
Verträge beziehen, sondern auf die Beach- 
tung der Einheit des Marktes, der Solidari- 
tätsmaßnahmen und der internationalen 
Abkommen durch diese Verträge. Aller- 
dings stellen diese Nachprüfungen, wie dies 
im Vorschlag vom Dezember 1982 vorgese- 
hen ist, keine Routinearbeit dar. Sie können 
nur gestützt auf einen spezifischen Be- 
schluß der Kommission durchgeführt wer- 
den. Ein solcher Beschluß setzt aber voraus, 
daß zuverlässige Anzeichen für einen mögli- 
chen Verstoß gegen die Bestimmungen des 
neuen Kapitels VI vorliegen. Außerdem er- 
innert die Kommission daran, daß derartige 
Nachprüfungen laufend und ohne beson- 
dere Schwierigkeiten durchgeführt werden, 


2 ) Es bleibt den Wirtschaftssubjekten auf Wunsch freige- 
stellt, der Versorgungsagentur ihre Verträge vollstän- 
dig zur Kenntnisnahme mitzuteilen oder zum Zweck 
einer Beratung hinsichtlich der Übereinstimmung der 
Vertragsbedingungen mit den Regeln des Gemein- I 3 ) 
schaftsrechtes. I 


um die Einhaltung der EG-Wettbewerbsre- 
geln sicherzustellen. Unter Berücksichti- 
gung bestimmter Bemerkungen, die im Ver- 
lauf der Aussprache über den ursprüngli- 
chen Änderungsvorschlag gemacht wurden 
und die die Zweckmäßigkeit einer Festle- 
gung der Durchführungsbestimmungen für 
diese Nachprüfungen selbst im Text des Eu- 
ratom-Vertrags in Frage stellten, schlägt die 
Kommission vor, daß diese Bestimmungen 
nach dem Vorbild des Verfahrens für die 
Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrags 3 ) Ge- 
genstand einer vom Rat erlassenen Durch- 
führungsverordnung sind. 

e) Die Ungültigkeit der vorschriftswidrigen 
Verträge und die Zwangsmaßnahmen sollen 
ebenfalls beibehalten werden. In Anbe- 
tracht der bei den Beratungen über den ur- 
sprünglichen Änderungsvorschlag vorge- 
brachten Bemerkungen zu den Verfahren 
für den Erlaß der im letzten Absatz von Ar- 
tikel 74 vorgesehenen Verordnung (Durch- 
führungsbestimmungen für Geldbußen und 
Zwangsgelder) ändert die Kommission al- 
lerdings ihren Vorschlag vom Dezember 
1982 in diesem Punkt und sieht vor, daß 
diese Verordnung statt von der Kommission 
vom Rat mit qualifizierter Mehrheit erlas- 
sen wird. 

Die Artikel 72, 73 und 74 des Kommissionsvor- 
schlags vom Dezember 1982 werden entspre- 
chend geändert. 

22. Selbstverständlich wurden auch bestimmte 
Vorteile des Systems der vollständigen Mittei- 
lung der Verträge herausgestellt Es handelt 
sich vor allem um die mit Lieferanten außer- 
halb der Gemeinschaft geschlossenen Verträge, 
die normalerweise in den Kompetenzbereich 
der Behörden eines Drittstaates fallen (Geneh- 
migung des Abschlusses usw.). Die Intervention 
— auch die nachträgliche — einer Gemein- 
schaftsbehörde wie der Versorgungsagentur in 
die Vertragsabschlußverfahren wäre geeignet, 
den Gemeinschaftsvertragspartnern bei den 
Verhandlungen ein Gegengewicht entgegenzu- 
stellen, das einen gewissen Mehrwert darstel- 
len würde. 

Daher, so wird weiter argumentiert, wäre es 
sinnvoll, diese Mitteilung für die mit auswärti- 
gen Partnern geschlossenen Verträge beizube- 
halten; für die übrigen Verträge innerhalb der 
Gemeinschaft könnte dagegen eine einfache 
Bekanntgabe vorgesehen werden. 

Die Kommission hat sich zu diesem Punkt noch 
nicht festgelegt. Sollte sich nach Konsultation 
der betreffenden Industriekreise durch die Mit- 
gliedstaaten in den späteren Diskussionen im 
Rat bestätigen, daß eine solche Lösung in der 


Vgl. Verordnung 17, die im ABI. EG vom 21. Februar 
1962 veröffentlicht worden ist. 
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Tat die genannten Vorteile bietet, hätte die 
Kommission keine Schwierigkeit, sich dieser 
Auffassung anzuschließen. 


VI. Versorgungsagentur 

23. Infolge der in den vorstehenden Ziffern er- 
wähnten Änderungen ändern sich einige Be- 
stimmungen von Abschnitt IV des geänderten 
Kapitels VI über die Versorgungsagentur. 


24. Es handelt sich einmal um Artikel 66, der in 
zusammengefaßter Form die Aufgaben der 
Agentur beschreibt und dessen Fassung im Zu- 
sammenhang mit den beim Überwachungssy- 
stem der neuen Regelung erfolgten Änderun- 
gen (die Pflicht zur Mitteilung der Verträge 
wird durch eine Benachrichtigung ersetzt) ge- 
ändert werden muß. 


25. Außerdem weist die Kommission darauf hin, 
daß sie in ihrem ursprünglichen Änderungsvor- 
schlag die Möglichkeit ausgeschlossen hatte, 
daß die Agentur Versorgungsverträge aushan- 
delt und abschließt, außer wenn dies ausdrück- 
lich in internationalen Abkommen vorgesehen 
ist, die die Gemeinschaft geschlossen hat. Die- 
ser Ausschluß wurde mit der Annahme begrün- 
det, daß die Agentur von allen Versorgungsver- 
trägen der Wirtschaftssubjekte Kenntnis hat. 
Folglich wäre sie bei einer Beteiligung am 
Markt ungerechtfertigt bevorzugt gewesen. 


Da einmal die Vertreter einiger Mitgliedstaa- 
ten und einiger Industriezweige ein Interesse 
daran bekundet haben, daß sie bei der Aus- 
handlung und beim Abschluß bestimmter Ver- 
sorgungsverträge von der Agentur unterstützt 
werden können und die Agentur zum anderen 
nicht mehr vollständige Kenntnis von den Ver- 
sorgungsverträgen der Wirtschaftssubjekte in 
der Gemeinschaft haben wird, sollte nach An- 
sicht der Kommission vorgesehen werden, daß 
die Agentur die oben erwähnte Unterstützung 
auf Antrag leisten kann. Dies erfordert eine 
Änderung der Artikel 66 und 69. 


VII. Solidaritätsmaßnahmen 

26. Bei den Arbeiten in den Ratsinstanzen über 
den Änderungsvorschlag vom Dezember 1982 
hat der Vertreter der Kommission darauf hin- 
gewiesen, daß sich ein redaktioneller Fehler in 
den Text von Artikel 58 eingeschlichen hatte. 
Der nachstehende Vorschlag berichtigt den 
Wortlaut des betreffenden Artikels in dem ge- 
wünschten Sinne. 


VIII. Schlußfolgerungen 

27. Die Kommission ersucht daher den Rat, den 
Vorschlag für einen Beschluß zu genehmigen, 
der ihrer mit der vorliegenden Mitteilung geän- 
derten Mitteilung vom Dezember 1982 zur Fest- 
legung neuer Bestimmungen zu Kapitel VI des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft beigefügt ist. 
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Vorschlag der Kommission 
vom 3. Dezember 1982 


KAPITEL VI 
VERSORGUNG 

Artikel 52 

Die Gemeinschaft sorgt für eine regelmäßige und 
gerechte Versorgung aller Verbraucher mit Erzen, 
Ausgangsstoffen und besonderen spaltbaren Stof- 
fen, nachstehend „Stoffe“ genannt, für zivile und 
nicht-explosive Zwecke gemäß den Bestimmungen 
dieses Kapitels durch eine gemeinsame Politik, die 
auf dem Grundsatz der Einheit des Marktes beruht, 
und die insbesondere den Abschluß internationaler 
Übereinkommen durch die Gemeinschaft sowie die 
Verabschiedung spezifischer Solidaritätsmaßnah- 
men ermöglicht 

Eine Versorgungsagentur, nachstehend „die 
Agentur“ genannt, trägt zur Durchführung dieser 
Politik bei. 


ABSCHNITT I 
Die Einheit des Marktes 

Artikel 53 

1. Unbeschadet der internationalen Übereinkom- 
men, die von der Gemeinschaft abgeschlossen 
werden, ist jede Einschränkung hinsichtlich der 
Übertragung von Stoffen innerhalb der Gemein- 
schaft und der Einfuhren aus Drittländern sowie 
jede Bedingung für die Verwendung oder Lage- 
rung von Stoffen innerhalb der Gemeinschaft 
verboten. 

2. Unbeschadet der Bestimmungen von Kapitel IX 
legt die Kommission durch eine Verordnung Be- 
dingungen für die Übertragung von Stoffen in- 
nerhalb der Gemeinschaft und die Einfuhren 
aus Drittländern sowie Bedingungen für ihre 
Verwendung und Lagerung innerhalb der Ge- 
meinschaft fest. Die Kommission hat jeden von 
einem Mitgliedstaat gestellten Antrag binnen 
drei Monaten nach seinem Eingang zu prüfen. 
Die genannte Verordnung kann von jedem Mit- 
gliedstaat binnen einem Monat nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften vor den Rat gebracht werden. 
Der Rat kann die Verordnung der Kommission 
binnen einem Monat nach seiner Befassung mit 
qualifizierter Mehrheit außer Kraft setzen oder 
durch einstimmigen Beschluß ändern. 


Änderung des Vorschlags 
für einen Beschluß des Rates zur Festlegung 
neuer Bestimmungen zu Kapitel VI 
„Versorgung“ des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft, 
den die Kommission dem Rat 
im Dezember 1982 vorgelegt hat 

Artikel 52 

Die Wörter „für zivile und nicht-explosive 
Zwecke“ durch „für zivile nicht-explosive Zwecke“ 
ersetzen. 


Artikel 53 

1: Ünbeschadet der internationalen Übereinkom- 
men, die von der Gemeinschaft abgeschlossen 
werden, ist jede Einschränkung hinsichtlich der 
Übertragung von Stoffen innerhalb der Gemein- 
schaft und der Einfuhren aus Drittländern ver- 
boten. 


2. Unbeschadet der Bestimmungen von Kapitel IX 
regelt der Rat, auf Vorschlag der Kommission 
einstimmig, im Verordnungswege die Übertra- 
gung von Stoffen innerhalb der Gemeinschaft 
und deren Einfuhren aus Drittländern. 

3. Im Fall von außergewöhnlichen und unvorher- 
gesehenen Umständen kann jeder Mitgliedstaat 
in Ermangelung einer geeigneten Verordnung 
im Sinne von Absatz 2 die Maßnahmen ergrei- 
fen, die seines Erachtens für die Wahrung seiner 
wesentlichen Sicherheitsinteressen erforderlich 
sind, um zu verhindern, daß Kernmaterialien, 
die von seinem Hoheitsgebiet in einen anderen 
Mitgliedstaat übertragen werden, für andere als 
zivile und nicht-explosive Zwecke verwendet 
werden. 

4. Der betreffende Mitgliedstaat setzt sich unver- 
züglich mit den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission über die in Anwendung von Ab- 
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Artikel 54 

Hinsichtlich der Einschränkungen, Bedingungen 
und Maßnahmen im Zusammenhang mit der Ver- 
sorgung, die von Artikel 53 Absatz 1 nicht erfaßt 
werden, gelten die Artikel 85 bis 90 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft. 


ABSCHNITT II 

Die internationalen Beziehungen 

Artikel 55 

1. Die Gemeinschaft schließt die internationalen 
Abkommen auf dem Gebiet der Versorgung mit 
Stoffen aus dem Aufkommen von Ländern au- 
ßerhalb der Gemeinschaft ab. 

2. Die Verhandlungen über die in diesem Artikel 
genannten Abkommen werden von der Kommis- 
sion gemäß den Verfahren nach Artikel 101 Ab- 
satz 2 im Benehmen mit einem vom Rat benann- 
ten Sonderausschuß geführt, der sie bei dieser 
Aufgabe unterstützen soll. 

Artikel 56 

Bei Fehlen eines entsprechenden Abkommens 
zwischen der Gemeinschaft und dem betreffenden 
Drittland und vorbehaltlich der Anwendung von Ar- 
tikel 103 ermächtigt die Kommission einen Mit- 
gliedstaat, ein Abkommen auf dem in Artikel 55 ge- 
nannten Gebiet zu schließen. 

Die eventuelle Übernahme der sich aus diesem 
Vertrag ergebenden Rechte und Verpflichtungen 
durch die Gemeinschaft muß gewährleistet wer- 
den. 

Artikel 57 

Jede Ausfuhr von Stoffen in Länder außerhalb 
der Gemeinschaft unterliegt der Genehmigung der 
Kommission, die deren Übereinstimmung mit den 
allgemeinen Interessen der Gemeinschaft prüft. 

Die Genehmigung der Kommission kann mit Auf- 
lagen verbunden sein. 


satz 3 ergriffenen Maßnahmen ins Benehmen, 
um zu vermeiden, daß diese Maßnahmen im 
Mißverhältnis zu den verfolgten Zielen stehen 
und die Einheit des Marktes ungerechtfertigt 
beeinträchtigen. 

5. In Abweichung von dem in den Artikeln 141 und 
142 vorgesehenen Verfahren kann die Kommis- 
sion oder ein Mitgliedstaat den Gerichtshof un- 
mittelbar anrufen, wenn die Kommission oder 
der Staat der Auffassung ist, daß ein anderer 
Mitgliedstaat die in Absatz 3 vorgesehenen Be- 
fugnisse mißbraucht hat. Der Gerichtshof ent- 
scheidet unter Ausschluß der Öffentlichkeit. 

Artikel 54 
unverändert 


Artikel 55 
unverändert 


Artikel 56 
unverändert 


Artikel 57 

1. Jede Ausfuhr von Stoffen in Länder außerhalb 
der Gemeinschaft unterliegt der Genehmigung 
der Kommission, die deren Übereinstimmung 
prüft: 

— mit den Bestimmungen der von der Gemein- 
schaft geschlossenen internationalen Ab- 
kommen; 
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— mit den Maßnahmen, die nach Maßgabe von 
Abschnitt III dieses Kapitels beschlossen 
worden sind; 


ABSCHNITT III 

Die Solidaritätsmaßnahmen 

Artikel 58 

Unbeschadet der Bestimmungen von Kapitel IV 
unterrichten die Personen und Unternehmen die 
Kommission rechtzeitig über jedes Vorhaben, das 
den Bau einer industriellen kerntechnischen An- 
lage zur Be- und Verarbeitung von Stoffen in der 
Gemeinschaft zum Zweck hat, und wofür die Her- 
stellung von Verbindungen mit anderen Investoren 
in der Gemeinschaft vorgesehen ist. 

Nach Unterrichtung der interessierten Personen 
und Unternehmen über ein solches Vorhaben ge- 
mäß Modalitäten, die soweit geboten, dessen ver- 
traulichen Charakter gewährleisten, erleichtert die 
Kommission die Herstellung geeigneter Verbindun- 
gen. 

Artikel 59 

1. Die Kommission kann sich im Rahmen des 
Haushaltsplans der Gemeinschaft finanziell an 
Schürfungsvorhaben in den Hoheitsgebieten der 
Mitgliedstaaten und in den Hoheitsgebieten von 
Drittländern beteiligen. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat und der 
Versammlung alle zwei Jahre einen Bericht 
über den Stand dieser Beteiligungen und die 
Prognosen für die nächsten vier Jahre, insbeson- 
dere in bezug auf die finanziellen Aspekte. 

2. Die Mitgliedstaaten haben der Kommission 
jährlich einen Bericht über die Entwicklung der 
Schürfung und der Erzeugung, die voraussichtli- 
chen Reserven und die in ihren Hoheitsgebieten 
durchgeführten oder geplanten Investitionen im 
Bergbau vorzulegen. 

Artikel 60 

1. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhörung der Versammlung mit quali- 
fizierter Mehrheit die Einrichtung von Vorrats- 


— mit den Kriterien, die durch eine vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission einstimmig erlas- 
sene Verordnung aufgestellt worden sind. 

2. Falls Stoffe aus Drittländern in der Gemein- 
schaft aufbereitet werden und an die Person 
oder das Unternehmen, von denen sie stammen, 
oder an einen anderen Empfänger, der seinen 
Sitz außerhalb der Gemeinschaft hat, zurückge- 
geben werden sollen, genehmigt die Kommis- 
sion die Ausfuhr vorbehaltlich der Einhaltung 
der in Absatz 1 genannten Bedingungen späte- 
stens beim Abschluß des Aufbereitungsver- 
trags. 


Artikel 58 

Unbeschadet der Bestimmungen des Kapitels IV 
unterrichten die Personen und Unternehmen die 
Kommission rechtzeitig über jedes Vorhaben, das 
den Bau einer industriellen kerntechnischen An- 
lage zur Be- und Verarbeitung von Stoffen in der 
Gemeinschaft bezweckt, und wofür die Herstellung 
von Verbindungen mit anderen Investoren der Ge- 
meinschaft oder aus Drittländern vorgesehen ist. 

Absatz 2 unverändert. 


Artikel 59 
unverändert 


Artikel 60 
unverändert 
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lagern beschließen und deren Umfang gemäß 
den von ihm festgelegten Modalitäten bestim- 
men. 

Diese Lager können von der Gemeinschaft ge- 
mäß dem gleichen Verfahren finanziell unter- 
stützt werden. 

2. Der Rat kann gemäß den Bedingungen nach Ab- 
satz 1 Verfahren im Hinblick auf die Verwen- 
dung dieser Vorratslager beschließen. 


Artikel 61 

1. Bei einem Ungleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage, durch das die regelmäßige und 
gerechte Versorgung aller Verbraucher der Ge- 
meinschaft beeinträchtigt werden könnte, kann 
der Rat auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung der Versammlung mit qualifizierter 
Mehrheit beschließen: 

a) geeignete Maßnahmen im Bereich der 
Preise; 

b) die Bestimmung des Herkunftsortes der 
Stoffe; 

c) die Festlegung von Quoten für die Einfuhren 
aus Ländern außerhalb der Gemeinschaft. 

2. Die Kommission richtet an die Mitgliedstaaten, 
Personen und Unternehmen sachdienliche Emp- 
fehlungen zur Förderung des Gleichgewichts 
zwischen Angebot und Nachfrage innerhalb der 
Gemeinschaft. 


Artikel 62 

Wenn sich die Maßnahmen gemäß Artikel 61 als 
unzureichend erweisen, kann der Rat auf Vorschlag 
der Kommission und nach Anhörung der Versamm- 
lung durch einstimmigen Beschluß jede andere ge- 
eignete Maßnahme beschließen. 


Artikel 63 

Die Kommission sorgt für die Durchführung der 
Maßnahmen gemäß diesem Abschnitt. Sie kann 
sich hierzu der Agentur bedienen. 


ABSCHNITT IV 
Die Versorgungsagentur 

Artikel 64 

1. Es wird eine Agentur geschaffen, die unter der 
Aufsicht der Kommission steht; diese erteilt ihr 
Richtlinien, hat gegen ihre Entscheidungen ein 
Einspruchsrecht und ernennt ihren General- 
direktor sowie ihren stellvertretenden General- 
direktor. 

2. Jede Handlung der Agentur bei Ausübung ihrer 
Funktionen kann durch die Beteiligten der 
Kommission unterbreitet werden, die hierüber 
innerhalb eines Monats zu entscheiden hat. 


lO.Wahlperiode 


Artikel 61 
unverändert 


Artikel 62 
unverändert 


Artikel 63 
unverändert 


Artikel 64 
unverändert 
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Artikel 65 

1. Die Agentur hat Rechtspersönlichkeit und ge- 
nießt finanzielle Autonomie. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung der Versammlung mit qualifi- 
zierter Mehrheit die Satzung der Agentur fest 

Die Satzung kann die Erhebung einer Abgabe 
auf die Transaktionen zur Deckung der Be- 
triebskosten der Agentur vorsehen. 

Die Satzung kann das Kapital der Agentur und 
die Art und Weise bestimmen, in der es aufge- 
bracht wird. Die Mehrheit des Kapitals muß in 
jedem Fall der Gemeinschaft und den Mitglied- 
staaten gehören. Die Aufteilung des Kapitals 
wird von den Mitgliedstaaten im gemeinsamen 
Einvernehmen beschlossen. 

Die Satzung kann gemäß dem Verfahren nach 
Absatz 2 geändert werden. 

2. Bei der Agentur wird ein Beirat eingesetzt, der 
aus Vertretern der Erzeuger und der Verbrau- 
cher sowie aus hochqualifizierten Sachverstän- 
digen auf dem Gebiet der nuklearen Versorgung 
besteht. Die Satzung der Agentur legt die Regeln 
hinsichtlich der Zusammensetzung und der Ar- 
beiten des Beirates fest. 


Artikel 66 

Entsprechend den Bestimmungen dieses Kapi- 
tels 

a) erhält die Agentur Mitteilung aller Verträge, die 
die Versorgung zum Gegenstand haben und 
überprüft deren Übereinstimmung mit den Be- 
stimmungen dieses Kapitels; 

b) setzt sich die Agentur insbesondere aufgrund 
der in diesen Verträgen enthaltenen Angaben 
und durch Marktuntersuchungen dafür ein, die 
Transparenz des Marktes sicherzustellen. 

c) setzt sich die Agentur dafür ein, die Versor- 
gungsbedingungen zu verbessern, indem sie sich 
insbesondere darum bemüht, Ungleichgewichte 
zwischen Angebot und Nachfrage in der Ge- 
meinschaft zu vermeiden; 

d) führt die Agentur die ihr von der Kommission 
übertragenen Aufgaben und insbesondere die 
gemäß Abschnitt III dieses Kapitels beschlosse- 
nen Maßnahmen durch; 

e) schließt die Agentur die in Artikel 69 vorgesehe- 
nen Verträge ab. 


Artikel 67 

Die Agentur unterrichtet, berät und unterstützt 
die Erzeuger- und Verbraucher. 

Sie kann eine konzertierte Aktion zur Verbesse- 
rung der Versorgung fördern, um insbesondere Un- 
gleichgewichten zwischen Angebot und Nachfrage 
in der Gemeinschaft vorzubeugen. 


Artikel 65 
unverändert 


Artikel 66 

Entsprechend den Bestimmungen dieses Kapi- 
tels 

a) erhält die Agentur eine Benachrichtigung über 
alle Versorgungsverträge; 


b) setzt sich die Agentur insbesondere aufgrund 
dieser Benachrichtigungen und durch Marktun- 
tersuchungen dafür ein, die Transparenz des 
Marktes sicherzustellen; 

c) , d) unverändert 


e) leistet die Agentur die in Artikel 69 vorgesehene 
Unterstützung. 


Artikel 67 
unverändert 


17 


Drucksache 10/3050 Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Sie hält die Kommission über ihre Aktion auf 
dem laufenden und legt ihr alle zweckdienlichen 
Anregungen vor. 


Artikel 68 

Die Agentur führt in regelmäßigen Abständen 
Marktuntersuchungen über den Bedarf der Ver- 
braucher der Gemeinschaft an Stoffen sowie die 
Möglichkeiten für dessen Deckung — insbesondere 
im Rahmen der Gemeinschaft — durch und veröf- 
fentlicht die Ergebnisse. 

Artikel 69 

Die Agentur schließt Verträge über die Versor- 
gung ab, wenn dies in keinem von der Gemein- 
schaft abgeschlossenen internationalen Überein- 
kommen vorgesehen ist. 


Artikel 70 

1. Die Mitgliedstaaten garantieren die freie Aus- 
übung der Funktionen der Agentur in ihren Ho- 
heitsgebieten. 

2. Die Mitgliedstaaten, Personen und Unterneh- 
men teilen der Agentur in regelmäßigen Abstän- 
den alle für die Ausübung ihrer Funktionen er- 
forderlichen Angaben mit; hierzu gehören insbe- 
sondere Angaben zu den Programmen im Be- 
reich der Kernenergie, zu dem sich daraus erge- 
benden Bedarf an Stoffen und zur Marktlage. 

Artikel 71 

Eine Verordnung der Kommission legt die Durch- 
führungsbestimmungen zu diesem Abschnitt fest. 


ABSCHNITT V 

Besondere Vorschriften 

Artikel 72 

1. Jeder Vertrag, der die Versorgung betrifft und 
der Anwendung der Bestimmungen von Artikel 
53, den Bestimmungen eines von der Gemein- 
schaft abgeschlossenen internationalen Über- 
einkommens oder den gemäß Abschnitt III 
dieses Kapitels beschlossenen Bestimmungen 
entgegensteht, ist von Rechts wegen null und 
nichtig. 

2. Jeder Vertrag, der die Versorgung betrifft, wird 
der Agentur von den Vertragspartnern binnen 
15 Tagen nach seinem Abschluß mitgeteilt, da- 
mit seine Übereinstimmung mit den Bestim- 
mungen gemäß Absatz 1 überprüft werden 
kann. 


Artikel 68 
unverändert 


Artikel 69 

Auf Antrag der Mitgliedstaaten, Personen und 
Unternehmen oder wenn dies in einem von der Ge- 
meinschaft abgeschlossenen internationalen Über- 
einkommen vorgesehen ist, leistet die Agentur die 
verlangte Unterstützung insbesondere durch Aus- 
handlung und Abschluß von Versorgungsverträ- 
gen. 

Artikel 70 
unverändert 


Artikel 71 
unverändert 


Artikel 72 

[Absatz 1 unverändert] 


2. Jeder Vertrag, der die Versorgung betrifft, ent- 
hält eine Klausel, wonach keine seiner Bestim- 
mungen dahingehend ausgelegt werden kann, 
daß sie den Bestimmungen gemäß Absatz 1 ent- 
gegensteht. 
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3. Wenn ein gemäß Absatz 2 mitgeteilter Vertrag 
der Anwendung der Bestimmungen nach Ab- 
satz 1 entgegensteht, übermittelt die Kommis- 
sion den Beteiligten ihre Anmerkungen binnen 
einem Monat nach Eingang des Vertrags. 

Wenn die Bedenken der Kommission nicht be- 
seitigt werden, muß der Vertrag gemäß den Be- 
merkungen der Kommission und innerhalb der 
von ihr festgelegten Frist geändert werden. 


4. Der Vertrag gilt als mit den Bestimmungen ge- 
mäß Absatz 1 vereinbar: 

— beim Fehlen von Einwendungen von seiten 
der Kommission; 

— wenn die Bedenken der Kommission besei- 
tigt worden sind; 

— wenn der Vertrag gemäß den Einwendungen 
der Kommission geändert wurde. 


Artikel 73 

1. Um die Einhaltung der Verpflichtung nach Arti- 
kel 72 Abs. 2 zu gewährleisten, kann die Kom- 
mission beschließen, Nachprüfungen bei Perso- 
nen oder Unternehmen durchzuführen. 


2. Unter Vorlage eines Ausweises über ihre Amts- 
eigenschaft können die milder Nachprüfung be- 
auftragten Beamten in dem für die Durchfüh- 
rung ihrer Aufgabe erforderlichen Maß: 

a) die Bücher oder sonstigen Geschäftsunterla- 
gen sowie die Buchhaltung prüfen; 

b) Abschriften oder Auszüge dieser Dokumente 
anfertigen lassen; 

c) zusätzliche mündliche Informationen anfor- 
dern; 

d) alle Räumlichkeiten, Grundstücke und 
Transportmittel der Personen oder Unter- 
nehmen betreten. 

3. Die Bediensteten der zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaates, in dessen Hoheitsgebiet die 
Nachprüfung durchgeführt werden muß, können 
die Bediensteten der Kommission auf Verlangen 
dieser Behörde oder der Kommission bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen. 

4. Wenn sich eine Person oder ein Unternehmen 
einer gemäß Absatz 1 beschlossenen Nachprü- 
fung widersetzt, leistet der betreffende Mitglied- 
staat den mit der Nachprüfung beauftragten Be- 
amten der Kommission jede für die Durchfüh- 
rung ihrer Aufgabe erforderliche Unterstüt- 
zung. 


3. Die Agentur wird von den Vertragspartnern 
über jeden Versorgungsvertrag binnen 15 Tagen 
nach seinem Abschluß benachrichtigt. 

Die Benachrichtigung geht mit der Übermitt- 
lung folgender Angaben einher: 

— Ursprung der Stoffe; 

— Art der Stoffe und der Dienstleistungen, die 
Gegenstand des Vertrags sind; 

— Liefermengen; 

— Lieferfristen; 

— Kündigungsklauseln. 

4. Die in Absatz 3 bezeichneten Angaben können 
vom Rat geändert werden, der auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung der Versamm- 
lung einstimmig beschließt. 


5. Bei der Benachrichtigung bestätigen die Ver- 
tragspartner der Agentur, daß der Vertrag die in 
Absatz 2 bezeichnete Klausel enthält. 


Artikel 73 

1. Um sicherzustellen, daß die Verträge, die die 
Versorgung betreffen, den Bestimmungen nach 
Artikel 72 Abs. 1 nicht entgegenstehen, kann die 
Kommission beschließen, Nachprüfungen bei 
Personen oder Unternehmen durchzuführen. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden durch Verordnung des Rates erlas- 
sen, der auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung der Versammlung mit qualifi- 
zierter Mehrheit beschließt. 
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Artikel 74 Artikel 74 


Bei einer Zuwiderhandlung von Personen oder 
Unternehmen gegen die Bestimmungen dieses Ka- 
pitels, einschließlich der Bestimmungen über die 
von der Gemeinschaft abgeschlossenen internatio- 
nalen Übereinkommen, kann die Kommission Geld- 
bußen und Zwangsgelder verhängen. 

Der Gerichtshof ist für die von Personen und Unter- 
nehmen eingereichten Einwendungen gegen die 
Zwangsmaßnahmen, die gemäß diesem Artikel 
über sie verhängt würden, in allen Punkten zustän- 
dig. 

Die Durchführungsbestimmungen für diesen Arti- 
kel werden durch eine Verordnung der Kommission 
festgelegt. 


Die Absätze 1 und 2 unverändert. 

Absatz 3: Die Durchführungsbestimmungen zu die- 
sem Artikel werden durch Verordnung des Rates 
erlassen, der auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung der Versammlung mit qualifizierter 
Mehrheit beschließt. 


Artikel 75 Artikel 75 

1. Die Bestimmungen von Kapitel VIII finden unverändert 

keine Anwendung auf Stoffe, die Gegenstand 

von Verarbeitungsvorgängen in der Gemein- 
schaft sind, falls diese Stoffe aus Ländern außer- 
halb der Gemeinschaft stammen und an die Per- 
son oder das Unternehmen, von denen sie stam- 
men, oder an einen anderen, außerhalb der Ge- 
meinschaft ansässigen, und von dieser Person 
oder diesem Unternehmen benannten Empfän- 
ger zurückgegeben werden müssen. Dennoch 
unterliegen diese Stoffe in den Hoheitsgebieten 
der Mitgliedstaaten den in Kapitel VII vorgese- 
henen Überwachungsmaßnahmen. 

2. Die Kommission kann kleine Mengen von Stof- 
fen in dem Maße, wie sie üblicherweise für die 
Forschung benutzt werden, von den Vorschriften 
dieses Kapitels ausnehmen. 


Artikel 76 Artikel 76 

Die Bestimmungen dieses Kapitels können auf unverändert 

Vorschlag eines Mitgliedstaates oder der Kommis- 
sion und nach Anhörung der Versammlung durch 
einstimmigen Beschluß des Rates geändert werden. 

Die Kommission hat jeden Antrag eines Mitglied- 
staates zu untersuchen. 
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